




Bebauungsplan Nr. 1 „Mittelheide“ 2. Änderung 
der Stadt Georgsmarienhütte 

 
Textliche Festsetzungen 
(gemäß § 9 (1-7) BauGB und BauNVO in Verbindung mit § 2 (5) BauGB) 
 

1. Höchstmaß baulicher Anlagen 
 

Die Firsthöhe wird auf 10 m über Oberkante Fahrbahnachse – jeweils mittig vor dem zu 
erstellenden Baukörper/Straßenfront gemessen – begrenzt. 
 

2. Nebenanlagen und Garagen 
 

In den festgesetzten Flächen mit Bindung für das Anpflanzen und Erhalten von Bäumen und 
Sträuchern sind Nebenanlagen gemäß § 14 und Garagen gemäß § 12 BauNVO unzulässig. 
 

3. Gesamtversiegelung 
 

Die als max. zulässig festgesetzte Grundfläche beinhaltet im Änderungsbereich A gemäß § 19 
Abs. 4 BauNVO die Gesamtversiegelung des Grundstücks. Hierbei sind bauliche Anlagen und 
Nebenanlagen sowie Garagen und sonstige Bodenversiegelungen durch Zufahrten, Terras-
sen, Wegeflächen etc. einzurechnen. Versiegelte Flächen werden mit dem Faktor 1,0, 
schwach versiegelte Flächen mit dem Faktor 0,5 angerechnet. Als schwach versieglete Flä-
chen gelten Rasengittersteine, Schotterrasen und Pflasterungen mit einem Fugenanteil von  
> 25 %. 
Stellplatzflächen mit mehr als 2 Einheiten sind grundsätzlich in allen Änderungsbereichen als 
schwach versiegelte Flächen auszubilden. 
 
4.  
 
Innerhalb der Fläche zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen Fenster, Außentüren und Lüftungen von Aufent-
haltsgebäuden in Materialien der Schallschutzklasse 2 gemäß § 9 (1) Nr. 24 BauGB i.V.m. 
VDI-Richtlinie 2719 errichtet werden. 
 
5. 
 
Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Anwohner zu belastenden Flächen 
können im gegenseitigen Einvernehmen der benachbarten Eigentümer ausnahmsweise an 
anderer Stelle des gleichen Grundstückes gebaut werden (§ 9(1) Nr. 21 BauGB) 
 
6. 
 
Im Bereich der WS-2-Flächen sind Wohngebäude gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB mit max. 2 
Wohneinheiten zulässig. 
 
 
Hinweise / Kennzeichen / Nachrichtliche Übernahmen 
 
1. 
 
Die Höhenlage des gepl. Gebäudes (Sockelhöhe) wird durch die Stadt Georgsmarienhütte 
festgelegt. Diese ist rechtzeitig vor Baubeginn zu informieren. 
 
2. Gestalterischer Hinweis 
 
Die Bodenversiegelung im Bereich der Baugrundstücke soll auf ein Mindestmaß begrenzt, das 
auf den versiegelten Bodenflächen anfallende Niederschlagswasser auf dem Grundstück ver-
sickert werden. 
 



3. Brauchwasser 
 

Die Stadt Georgsmarienhütte befürwortet die Nutzung des Niederschlagswassers als Brauch-
wasser. Die Einleitung von Brauchwasser in die öffentlliche SW-Kanalisation der Stadt ist an-
zeigepflichtig. 
Zusätzlicher Hinweis der Stadtwerke Georgsmarienhütte: 
Das gesammelte Dachflächenwasser darf nur für Zwecke verwandt werden, für die keine 
Trinkwasserqualität erforderlich ist. Auch für Kinder muß eine Verwechselung von Trinkwasser 
und Brauchwasser ausgeschlossen werden. Ist eine Brauchwassernutzung nicht in vollem 
Umfang möglich, sollte eine Verrieselung/Versickerung angestrebt werden. Der Überlauf ist an 
die Niederschlagswasserkanalisation anzuschließen. 
 

4. Bodenfunde/-belastungen 
 

Es wird darauf hingewiesen, daß bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten gmachte ur- und 
frühgeschichtliche Bodenfunde meldepflichtig sind (Nds. Denkmalschutzgesetz v. 
30.04.1978). In diesem Fall ist umgehend die Stadt Georgsmarienhütte bzw. der Landkreis 
Osnabrück bzw. die Bezirksregierung Weser-Ems zu benachrichtigen. 
 

5. Hinweis des Katasteramtes 
 

Auszüge aus dem Liegenschaftskataster dürfen von Dritten nur mit Erlaubnis der Vermes-
sungs- und Katasterbehörden vervielfältigt und verbreitet werden. Einer Erlaubnis bedarf es 
nicht, wenn Auszüge für eigene, nicht gewerbliche Zwecke vervielfältigt werden. (§§ 13 Abs. 
4; 19 Abs. 1 Nr. 4 des Nds. Vermessungs- und Katastergesetzes v. 02.07.1985 – Nds. GVBL 
S. 187). 
 

6. Kosten und Maßnahmen der Durchführung 
 

Gem. § 9 Abs. 6 BauGB wird nachrichtlich darauf hingewiesen, daß Maßnahmen zur Verwirk-
lichung des Planes einschl. der Kosten der Durchführung in der Begründung vom 26.11.97 
dargelegt sind. 
 

7. Inkrafttreten 
 

Dieser B-Plan tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig treten für diesen Planbereich 
alle Festsetzungen der B-Pläne Nr. 1 „Mittelheide“ sowie der 1. Änderung v.g. B-Planes außer 
Kraft. 
 

8. Hinweis des Straßenbauamtes Osnabrück 
 

Von der Autobahn A 33 gehen erhebliche Emissionen aus. Für die neu geplanten Nutzungen 
können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei Entschädigungsansprüche hin-
sichtlich Immissionsschutz geltend gemacht werden.  
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